 Stellungnahme zur Privatisierung von Museen

von der Mitgliederversammlung des Sächsischen Museumsbundes am 22. März 2010 beschlossen und in den Vorstandssitzungen am 15. April und 3. Juni 2010 redaktionell bearbeitet 

(veröffentlicht: Informationen des Sächsischen Museumsbundes e.V. Heft 39/2010, S. 48)
Es mehren sich in Sachsen die Fälle, in denen eine Privatisierung von Museen angestrebt wird. Der Weg in eine private Trägerschaft wird als ein Mittel propagiert, die finanzielle Situation der Träger selbst zu entspannen und den Museen durch ein Mehr an Handlungsspielraum neue Einnahmemöglichkeiten zu verschaffen.

Die Erfahrung der letzten Jahre zeigt: Ein Mehr an Einnahmemöglichkeiten hängt keineswegs von der Geschäftsform, sondern allein von der Zukunftsfähigkeit des Ortes, der Potentiale der Sammlung und der Kreativität der Handelnden ab und ließe sich leicht auch in öffentlicher Trägerschaft organisieren. Dagegen steigen unter privatwirtschaftlichen Bedingungen oft genug die Belastungen und Kosten. Neben den Kosten für Wirtschaftsprüfer und Jahresabschluss können sich der Verlust von Steuervorteilen, die Umsatzsteuerpflicht sowie Körperschafts- und Gewerbesteuer ungünstig auswirken. In den meisten Fällen wiegt auch der Verlust von unentgeltlichen Amtshilfen durch Abteilungen der öffentlichen Verwaltung (z.B. Bauhof, Bibliothek, Archiv) schwer. All diese Mehraufwendungen lasten als Hypothek auf jeder Privatisierung. Sie müssen zusätzlich erwirtschaftet werden. Einsparungen unter den neuen Bedingungen sind dagegen leicht im Personalbereich möglich, gehen also direkt und persönlich auf Kosten der Museums​ange​stellten. Es sind dies die gleichen Personen, die nun durch die neuen Möglichkeiten beflügelt, mehr als bisher Gewinne durch Leistung und Kreativität erwirtschaften sollen.
Das Modell der Privatisierung löst nicht die Probleme der Museen, sondern die der Haushalte. Allerdings, auch aus dieser Perspektive führt ein Outsourcen von Museen in private Trägerschaften nur kurzzeitig für Entspannung im öffentlichen Haushalt; so lange nämlich, wie sich die Museen in privater Trägerschaft halten können. Das ist oft genug eine recht kurze Zeit, denn erstens sind die Mitarbeiter Fachkräfte für die Interpretation und Präsentation von Geschichte und keineswegs ausgebildete Betriebswirte, und zweitens ist der Gegenstandsbereich per se nicht dazu geeignet, Gewinne zu erzielen.
Die Befragung der eigenen Geschichte, die Pflege von Identität, Bewusstsein und Selbstbewusstsein, nichts anderes bedeutet das Betreiben eines Museums, ist keine lästige Pflicht des Freistaates und der Kommunen, sondern eine Kernaufgabe jeder politischen Gemeinschaft. So sieht es auch das 1994 geschaffene Gesetz über die Kulturräume in Sachsen in Paragraph 2, Absatz 1: „Im Freistaat Sachsen ist die Kulturpflege eine Pflichtaufgabe der Gemeinden und Landkreise.“ 
Kulturarbeit ist aber wesentlich mehr: Kultur ist die Basis eines gesunden Selbstbewusstseins und eine sichere Investition in die Zukunft.

Auch wenn der Sächsische Museumsbund e.V. nicht ausschließt, dass es in ideal verlaufenden Fällen, bei denen Betriebswirte und Museumsexperten zusammen eine Lösung erarbeiten, zu positiven Ergebnissen kommen kann, warnt er davor, die Privatisierung von Museen vorschnell und vordergründig zum Zweck der Mitteleinsparung oder der Umwidmung von Personalkosten in Sachkosten zu betreiben. 
In diesem Sinne appelliert der Sächsische Museumsbund e.V. an alle Verantwortlichen: Distanzieren Sie sich nicht von Ihren Museen durch sinnwidrige Trägerwechsel, sondern rechnen Sie mit ihren Museen und arbeiten Sie gemeinsam mit ihnen kreativ in Richtung Zukunft.
